
 

 

Timon Wehnert, Ben Best, Tatiana Andreeva 
 
Kurzstudie | April 2017 

Kohleausstieg -  
Analyse von aktuellen 
Diskussionsvorschlägen und 
Studien 

 

 

Eine Studie im Auftrag des 
Naturschutzbund Deutschland (NABU) 

    

  

     
  



Kurzstudie Kohleausstieg Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie 

 

2 | Wuppertal Institut 

Das diesem Bericht zugrunde liegende Forschungsvorhaben wurde im Auftrag des 
Naturschutzbund Deutschlands (NABU) durchgeführt. Die Verantwortung für den 
Inhalt dieser Veröffentlichung liegt bei den AutorInnen. 

Projektlaufzeit: Dezember 2016 – März 2017 

 

AutorInnen 
Timon Wehnert 
Ben Best 
Tatiana Andreeva 

Unterstützung und weitere Mitwirkung: 
Lukas Hermwille, Sascha Samadi, Florian Mersmann und Felix Suerkemper 

 

Impressum 

Herausgeber 
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH 
Döppersberg 19  
42103 Wuppertal 
www.wupperinst.org 

 

Ansprechpartner 
Timon Wehnert 
Stellvertretender Leiter Büro Berlin 
Forschungsgruppe Energie-, Verkehrs- und Klimapolitik 
timon.wehnert@wupperinst.org  
Tel. +49 30 / 2887458 19 
 

Stand 
April 2017 

  



Kurzstudie Kohleausstieg Inhaltsverzeichnis 

 

Wuppertal Institut | 3 

Inhaltsverzeichnis 
Inhaltsverzeichnis 3 
1 Einleitung und Hintergrund 4 
2 Beschreibung der Ausgangslage zur Kohleverstromung 5 
3 Exkurs: Sind 2° und 1,5° Ziel ohne „negative Emissionen“ erreichbar? 10 
4 Energiepolitische Betrachtung eines Kohleausstiegs 12 

4.1 Positionspapiere 12 
4.2 Klimapolitische Studien 14 
4.3 Energiewirtschaftliche Studien 15 

5 Instrumente für den Kohleausstieg 19 
6 Kohleausstieg und europäisches Emissionshandelssystem 22 
7 Ökonomische und strukturpolitische Betrachtung des Kohleausstiegs 24 

7.1 Makroökonomische Perspektive 24 
7.2 Arbeitsplatzeffekte 25 
7.3 Regionale & strukturpolitische Gestaltungsoptionen 27 

8 Fazit  29 
9 Literaturverzeichnis 33 
 

 



Kurzstudie Kohleausstieg Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie 

 

4 | Wuppertal Institut 

1 Einleitung und Hintergrund 
Für das Erreichen des deutschen Klimaschutzziels, die Treibhausgas (THG)- Emissi-
onen bis 2050 um 80-95% gegenüber dem Basisjahr 1990 zu reduzieren, ist eine 
weitreichende Dekarbonisierung der Energieversorgung und insbesondere der 
Stromerzeugung erforderlich. Dies führt zu der Notwendigkeit, langfristig aus der 
Braun- und Steinkohleförderung und -verstromung auszusteigen. Darüber hinaus 
zeigt der Klimaschutzbericht der Bundesregierung, dass auch zu Erreichung des Kli-
maschutzzieles 2020 weitere kurzfristige Emissionsminderungen notwendig sind 
(BMUB 2016). 

Vor diesem Hintergrund sind in den letzten drei Jahren explizite Vorschläge in die 
wissenschaftliche und politische Diskussion eingebracht worden, wie ein Kohleaus-
stieg zu gestalten wäre. Der Naturschutzbund Deutschland (NABU) ist daher an das 
Wuppertal Institut herangetreten, eine Kurzstudie zur Aufarbeitung dieser Diskussi-
on zum Kohleausstieg durchzuführen. Grundlage der Kurzstudie ist eine verglei-
chende wissenschaftliche Analyse von Szenarien, Studien und Positionspapieren zum 
Kohleausstieg, die seit Mitte 2014 bis Januar 2017 veröffentlicht wurden. Im Zent-
rum der Analysen stehen folgende Papiere, die im Detail analysiert und überblicksar-
tig zusammen gefasst wurden: 

Positionspapiere 

n BUND-Abschaltplan von 2014 
n Erkelenzer Appell - Zukunft statt Braunkohle (2016) 
n Unternehmenserklärung zur Diskussion um einen Kohlekonsens - Stiftung 

2° (2016) 
n Fahrplan Kohleausstieg - Fraktionsbeschluss B90 / Die Grünen (2017) 

Wissenschaftliche Studien  

n Was bedeutet das Pariser Abkommen für den Klimaschutz in Deutsch-
land? - Greenpeace (2016) 

n A Stress Test for Coal in Europe under the Paris Agreement - Climate Ana-
lytics (2017) 

n Kohleausstieg 2035, vom Ziel her denken - WWF (2017) 
n Elf Eckpunkte für einen Kohlekonsens - Agora Energiewende (2016) 
n Kraftwerks-Stilllegungen zur Emissionsreduzierung und Flexibilisierung 

des deutschen Kraftwerksparks - IZES, Klinski (2015) 
n Klimaschutz im Stromsektor 2030 - Öko Institut, BET, Klinski (2017) 

Ausgewählt wurden diese Papiere, weil sie unmittelbare Aussagen zu einem mögli-
chen Kohleausstieg in Deutschland machen und mögliche Ausstiegsfahrpläne skizie-
ren bzw. Zieljahre für einen vollständigen Kohleausstieg benennen. Darüber hinaus 
sind Studien im Detail analysiert worden, die sich mit den sozialen und ökonomi-
schen Auswirkungen eines Kohleausstiegs befassen, hierzu gehören: "Sozialverträgli-
che Ausgestaltung eines Kohlekonsenses" im Auftrag von Verdi (enervis 2016), 
"Ökonomische Effekte eines deutschen Kohleausstiegs (...)" (ewi 2016), "Strategische 
Ansätze für die Gestaltung des Strukturwandels in der Lausitz (...)" (WI 2016). Eine 
Vielzahl von weiteren Studien wurde für spezifische Aspekte und Detailfragen heran-
gezogen (s. Literaturverzeichnis). 
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2 Beschreibung der Ausgangslage zur Kohleverstromung  
 

Die globale Perspektive – Wie viel Kohle nach Paris? 

Wenngleich das Ergebnis der Klimaverhandlungen von Paris allgemein als Erfolg 
angesehen wird - dieser Erfolg darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die in Paris 
auf den Tisch gelegten nationalen Minderungsabsichten in der Summe nicht ausrei-
chen - weder zum Einhalten des Ziels einer Begrenzung der globalen Erwärmung auf 
weniger als 2°C,  geschweige denn auf 1,5°C, wie im Klimaabkommen von Paris ge-
fordert (Abbildung 1).  

 

Abbildung 1 Szenarien globaler Treibhausgasemissionen - Die in Paris vorgelegten Ziele führen zu 
einem Emissionspfad (rot), der weit über der notwendigen Reduktion für das 2°-Ziel 
(grüngelb) und dem 1,5°-Ziel (grün) liegt. Quelle: Climate Action Tracker (2016)  

 

Würden die heute (global) existierenden Kohlekraftwerke bis zum Ende ihrer jewei-
ligen Lebensdauer betrieben, so würden allein sie so viel CO2 emittieren, wie die 
Weltgemeinschaft insgesamt emittieren darf, um unterhalb einer 1,5°-
Klimaerwärmung zu bleiben. Würden darüber hinaus alle in Planung befindlichen 
Kohlekraftwerke gebaut, so würden bestehende und geplante Kraftwerke zusammen 
etwa die Hälfte der CO2-Emissionen erzeugen, die innerhalb der 2° Grenze bis 2100 
möglich wären (Edenhofer u. a. 2016). Hinzu kommen Emissionen aus anderen fos-
silen Quellen (Öl, Gas und Kohlenutzung z.B. in Haushalten, Industrie und Verkehr) 
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sowie nicht-energiebedingte Emissionen (z. B. aus der Landwirtschaft). Somit ist 
klar, dass für ein Einhalten der 2°-Grenze die vorwiegend in Entwicklungsländern 
geplanten neuen Kohlekraftwerke nicht alle gebaut werden dürfen. Darüber hinaus 
wird es nötig sein, die Laufzeiten existierender Kohlekraftwerke zu begrenzen. Aus 
Gerechtigkeitsgründen sollten solche Laufzeitverkürzungen stärker / schneller / vor-
nehmlich in den reichen Industrieländern umgesetzt werden (vgl. BUND 2015). 

 

Kohle in Deutschland - Bedrohung für die nationalen Klimaziele 

Im Jahr 2016 wurden ca. 40 % des deutschen Stroms aus Kohleverbrennung erzeugt 
(AGEB 2016). Dabei zeigt die Betrachtung der letzten 20 Jahre, dass der Zubau der 
Erneuerbaren vor allem den Wegfall von alten Atomkraftwerken kompensiert hat.  

  

Abbildung 2: Entwicklung der deutschen Bruttostromerzeugung nach Energieträgern (Balken) und des 
Bruttoinlandsverberbrauchs 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf AGEB (2016) 

 

Während über Jahrzehnte hinweg die produzierte Strommenge gleich dem Inlands-
stromverbrauch war, hat sich Deutschland in den letzten 10 Jahren zu einem Netto-
Exporteur gewandelt (s. Abbildung 2). 2016 wurden knapp 9% der deutschen Strom-
erzeugung exportiert. Verantwortlich hierfür sind neben technischen Eigenschaften 
der Kraftwerke vor allem das Design des Strommarkts und die aktuellen Kosten-
strukturen - inklusive den niedrigen CO2-Preisen im Europäischen Emissionshan-
delssystem. Dies führt u.a. dazu, dass es in Zeiten mit hohen Anteilen von Wind- und 
Solarstrom für die Kraftwerksbetreiber günstiger ist, überschüssigen Kohlestrom zu 
niedrigen Preisen ins Ausland zu verkaufen, als die Stromproduktion in den Kohle-
kraftwerken weiter zu drosseln.  
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Insgesamt hat Deutschland zwischen 1990 und 2015 seine CO2-Emissionen um 
24,7 %, seine THG-Emissionen insgesamt um 27,9% reduziert (UBA 2016a). Jedoch 
geht ein signifikanter Teil dieser Emissionsminderungen nicht auf klimapolitische 
Maßnahmen zurück, sondern auf den Zusammenbruch der ostdeutschen Wirtschaft 
nach der Wiedervereinigung. In den vergangenen Jahren hat sich die Geschwindig-
keit der THG-Emissionsminderung verringert. Um THG-Reduktionen von 80 % bis 
95 % bis zum Jahr 2050 zu realisieren, müssten die Emissionen in den folgenden 
Jahren und Jahrzehnten um durchschnittlich mindestens 3,5 % pro Jahr gesenkt 
werden. Diese jährliche Minderungsrate entspricht in etwa den höchsten jemals in 
Deutschland erzielten Werten (WI 2015). 

Dass solche Emissionsminderungen prinzipiell möglich sind, zeigen eine Reihe von 
Analysen und Szenarien, beispielsweise die Metastudie des Wuppertal Instituts  
„Pathways to Deep Decarbonization in Germany“ (WI 2015). Diese Studie verdeut-
licht anhand von drei nationalen Energieszenarien, dass das langfristige THG-
Reduktionsziel Deutschlands durch das Zusammenspiel von Energieeffizienzverbes-
serungen, der verstärkten Nutzung erneuerbarer Energiequellen und einer Elektrifi-
zierungsstrategie in den Endenergiesektoren möglich ist. Wie Abbildung 3 zeigt, set-
zen alle drei Szenarien darauf, dass sich die Stromerzeugung aus inländischen erneu-
erbaren Energiequellen zwischen 2014 und 2030 ungefähr verdoppeln und die Koh-
leverstromung massiv zurückgehen wird (WI 2015) 

 

Abbildung 3: Stromerzeugung nach Energieträgern im Jahr 2014 (Ist-Werte) sowie 2030 und 2050 nach 
drei Szenarien mit deutlichen Minderungen der THG-Emissionen  Quelle: (WI 2015)1 

 

–––– 
1  Die Quellen der drei Energieszenarien im Detail: (1) Das “Zielszenario” aus der Studie “Entwicklung der Energiemärkte – 

Energiereferenzprognose” (Prognos u. a. 2014), hier als “Regierungszielszenario” bezeichnet, (2) das Szenario “100-II” aus 
der Studie “GROKO II – Szenarien der deutschen Energieversorgung auf der Basis des EEG-Gesetzentwurfs” (BEE 2014), 
hier “Erneuerbare-Elektrifizierungsszenario” genannt und das Szenario “KS 90” aus der Studie “Klimaschutzszenario 2050” 
(Öko-Institut / Fraunhofer ISI 2014) hier als “90 % TGH- Reduktionsszenario” bezeichnet. Die Darstellung bezieht sich mit 
Ausnahme der Werte des Szenarios „90%-THG-Reduktionsszenarie“ auf die Bruttostromerzeugung. Für das genannte Sze-
nario wird hingegen die Nettostromerzeugung angegeben, da keine Angaben für die Bruttostromerzeugung vorliegen. 
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Kohleverstromung in Deutschland - Ein Ausblick 

Nach dem deutschen Klimaschutzplan soll der Energiesektor seine Emissionen bis 
2030 gegenüber dem Basisjahr 1990 um 61-62 % senken (BMUB 2016). Dies ent-
spricht etwa einer Halbierung der Emissionen gegenüber 2014 (Öko-Institut 2017). 
Vor dem Hintergrund, dass mit Braun- und Steinkohle 40 % des deutschen Stroms 
produziert wird, diese Energieträger aber 80 % der CO2 Emissionen der Stromerzeu-
gung verursachen, wird deutlich, dass die Klimaziele nur mit einer massiven Reduk-
tion der Kohleverstromung erreichbar sind. 

 

Abbildung 4: Stromerzeugung und deren CO2-Emissionen nach Energieträger in Deutschland (2015)2 
Quellen: AGEB 2016, UBA 2017 

Bereits die bisher implementierten Politiken (z. B. EEG und EU-ETS) werden dazu 
führen, dass der Anteil der Erneuerbaren weiter steigen und der Anteil der Kohlever-
stromung zurück gehen wird. Nach Analysen von (Öko-Institut 2017) werden durch 
bereits beschlossene Maßnahmen die Emissionen aus Kohlekraftwerken zwischen 
2014 und 2030 um 40 % sinken. Deutlich wird dies etwa auch in dem von (Agora 
2016) angenommenen Referenzszenario, in dem die Kapazitäten von Kohlekraftwer-
ken von ca. 50 GW in 2015 auf ca. 20 GW in 2040 zurückgehen (s. Abbildung 5). 
Über diesen Trend hinaus gehen langfristig (bis 2050) die meisten Klimaschutzsze-
narien davon aus, dass der Anteil der Kohleverstromung auf Null oder nahezu Null 
zurückgehen muss (WI 2015). Darauf bezogen ist es offensichtlich, dass die bisher 
implementierten Politiken nicht ausreichen, die vereinbarten Klimaschutzziele zu er-
reichen (Öko-Institut / Fraunhofer ISI 2015).  

 

 –––– 
2  Erneuerbaren und Kernenergie werden keine CO2-Emissionen zugeordnet, da nur die direkten Emissionen aus dem Betrieb 

der Anlagen betrachtet werden. Grundsätzlich könnten für alle Anlagentypen zusätzlich die "versteckten" Emissionen be-
trachtet werden, die sich aus dem Materialverbrauch ergeben. Dies entspricht aber nicht der Logik der Emissionsinventare 
und wurde daher hier vernachlässigt. 
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Abbildung 5  Referenzszenario und möglicher "Kohlekonsenspfad 2040". (Agora 2016 S. 36)    

 

Politisch beschlossen wurde 2015 die Einführung einer „Sicherheitsbereitschaft“ aus 
Braunkohlekraftwerken. Mit der Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes im 
Jahr 2016 wurde festgelegt, das zwischen Oktober 2016 und Oktober 2019 acht 
Braunkohlekraftwerksblöcke mit einer Gesamtleistung von 2,7 GW schrittweise in 
die Sicherheitsbereitschaft überführt werden müssen. Dies bedeutet, dass die Blöcke 
nicht mehr am Strommarkt aktiv sein dürfen und nur für den Fall vorgehalten wer-
den, dass die Stromerzeugung zur Bedarfsdeckung einmal nicht ausreicht. Für die 
Vorhaltung und als Kompensation für die nicht gestattete Teilnahme am Strommarkt 
erhalten die Anlagenbetreiber eine Vergütung bzw. Entschädigung. Nach jeweils vier 
Jahren in der Sicherheitsbereitschaft sind die Kraftwerksblöcke dann endgültig still-
zulegen. Diese auch „Klimareserve“ genannt „Sicherheitsbereitschaft“ kann als ein 
erster Schritt eines sukzessiven, politisch geleiteten Ausstiegs aus der Braunkohle-
verstromung in Deutschland aufgefasst werden.  

 

Kohleausstieg - eine Begriffsdefinition 

Wenn wir in dieser Studie von einem Kohleausstieg sprechen, so meinen wir daher 
einen gegenüber dem bereits vorhandenen Trend beschleunigten Kohleausstieg. Dies 
bedeutet insbesondere: 

n Eine durch zusätzliche politische Instrumente forcierte Reduktion der Kohlever-
stromung über die bestehenden Mechanismen (EU-ETS, Förderung erneuerbarer 
Energien etc.) hinaus. 

n Damit verbunden, in den meisten Szenarien ein Abschalten von Kohlekraftwerken 
vor dem Ende ihrer technischen Lebensdauer.  

n Eine Schließung von Braunkohletagebauen, bevor diese "ausgekohlt" wurden, so-
wie ein Nicht-Aufschließen neuer Tagebaue. 
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3 Exkurs: Sind 2° und 1,5° Ziel ohne „negative Emissionen“ 
erreichbar? 

Erkenntnisse aus der Klimafolgenforschung zeigen, dass auch eine Klimaerwärmung um 2° 
bereits erhebliche Schadenswirkungen hätte (IPCC 2014). Unter diesem Eindruck wurde in 
Paris beschlossen, dass der Klimawandel auf "weit unter 2°" begrenzt werden soll und An-
strengungen unternommen werden sollen, ihn auf 1,5° zu begrenzen (UNFCCC 2015), um so 
die negativen Auswirkungen zu minimieren.  

Betrachtet man Szenarien, die die notwendigen globalen Emissionsreduktionen beschreiben, 
die für die Begrenzung der Klimaerwärmung auf maximal 2° bzw. 1,5° notwendig sind, so 
zeigt sich, dass die meisten Szenarien davon ausgehen, dass zunächst zu viel emittiert wird 
und dies langfristig durch „negative Emissionen“ kompensiert werden muss. Solche „negati-
ven Emissionen“ wären möglich, wenn in großem Umfang Biomassenutzung in Kombination 
mit CO2-Abscheidung und Lagerung (CCS) eingesetzt würde. Bisher stehen die dafür notwen-
digen Technologien jedoch nicht zur Verfügung. Außerdem erfährt die Einlagerung von CO2 
in vielen Ländern, u. a. in Deutschland, starke Akzeptanzprobleme in der Bevölkerung. 

Die meisten Szenarien (mit negativen Emissionen) gehen davon aus, dass die globalen Treib-
hausgasemissionen bis spätestens 2100 auf Null sinken müssen (s. Abbildung 6). Da in vielen 
Bereichen (z. B. in der Landwirtschaft) die Emissionsreduktionen schwieriger sind als bei der 
Energienutzung, müssten die energiebedingten Emissionen bereits zwischen etwa 2060 und 
2080 auf Null sinken, um den Temperaturanstieg unter 2°C zu halten. Will man dieses Ziel 
erreichen, ohne sich langfristig zu verpflichten, negative Emissionen erlangen zu müssen, so 
müssten die energiebedingten CO2-Emissionen sogar bereits zwischen 2050 und 2060 auf 
Null sinken. 

 

Abbildung 6  Zeiträume, in denen die globalen Emissionen von Treibhausgasen (THG) Null errei-
chen müssen. Quelle: (Greenpeace 2016) 

 

Zur Begrenzung der Erwärmung auf nicht mehr als 1,5° (ohne negative Emissionen) müssten 
die globalen CO2-Emissionen bereits ca. 2035 auf Null sinken. In (WBGU 2016) wird ein 1,5° 
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Szenario (ohne negative Emissionen) beschrieben, für dessen Erreichung ein vollständiger 
Ausstieg aus den fossilen Energieträgern bis zum Jahr 2025 auf globaler Ebene notwendig 
wäre. Solche Entwicklungen sind zwar technisch prinzipiell möglich, aber politisch so un-
wahrscheinlich, dass nahezu alle Szenarien für 1,5°C die Option von negativen Emissionen 
mit einbeziehen. Allerdings stehen zentrale Technologien wie CO2 Abscheidung und Speiche-
rung (CCS) noch nicht zur Verfügung. Es ist daher zu befürchten dass das Erreichen negativer 
Emissionen sehr teuer werden würde. Eine Umsetzung in großem Umfang kann durchaus als 
unsicher eingeschätzt werden. Dies bedeutet, dass Szenarien, die mit hohen negativen Emis-
sionen rechnen, mit hohen Unsicherheiten oder/und hohen Kosten behaftet sind. Vor diesem 
Hintergrund scheint es um so mehr angebracht, die Reduktion von Treibhausgasemissionen 
so schnell wie möglich zu erreichen, wenn nicht hohe Kostenrisiken in die Zukunft verscho-
ben werden sollen. 
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4 Energiepolitische Betrachtung eines Kohleausstiegs 
 

Welche Zeithorizonte für einen Kohleausstieg werden diskutiert? 

 

Eine zentrale Frage des Kohleausstiegs ist der zeitliche Fahrplan. Die von uns analy-
sierten Dokumente geben z.T. fixe zeitliche Horizonte an, bis wann der vollständige 
Ausstieg aus der Kohle- bzw. Braunkohleverstromung in Deutschland erfolgt sein 
soll. In manchen Studien werden detaillierte Ausstiegsfahrpläne aufgeführt. Dabei 
unterscheiden sich die Papiere deutlich hinsichtlich des Detailgrads der Pläne, den 
zu Grunde liegenden Annahmen und hinsichtlich der Komplexität der analytischen 
Unterfütterung der Ausstiegspläne. 

4.1 Positionspapiere 
Vier der untersuchten Papiere sind im Wesentlichen kurze Positionspapiere aus Poli-
tik und Zivilgesellschaft: 

Der BUND Abschaltplan (2014) 

Das älteste von uns betrachtete Papier markiert in gewisser Hinsicht den Auftakt für 
die aktuelle Kohleausstiegsdebatte in Deutschland. Der Titel: "Der BUND-
Abschaltplan: Laufzeitbegrenzung für die ältesten Braunkohleblöcke bis 2020" zeigt 
einen spezifischen Fokus: Betrachtet wird im Wesentlichen die Braunkohle, weil es 
sich um die "klimaschädlichsten Kraftwerke" handelt. Begründet wird der geforderte 
Kohleausstieg durch das wahrscheinliche Verfehlen des deutschen Klimaschutzziels 
für 2020 und der Tatsache, dass die Bruttostromerzeugung von Kohlekraftwerken 
zwischen 2009 und 2013 gestiegen ist (trotz steigenden Anteilen bei den Erneuerba-
ren und z.T. zu Lasten von Gaskraftwerken). Das Papier fordert auf acht Seiten im 
Kern (BUND 2014): 

n Ein Gesetz für eine Laufzeitbegrenzung von 35 Jahren für Braunkohle-
kraftwerke. Begründet wird dies damit, dass die ältesten Kraftwerke in der Re-
gel die ineffizientesten sind und sich nach 35 Jahren bereits amortisiert hätten. 
Diese Laufzeitbegrenzung hätte zur Folge, dass bis 2019 ca. 50 % der Braunkohle-
kraftwerkskapazität abgeschaltet würde (eigene Berechnungen basierend auf UBA 
2016b und BUND 2014). 

n Weiterhin wird ein Ausstieg aus der Kohleverstromung insgesamt bis 
2030 gefordert. Dies hätte zur Folge, dass auch Kraftwerke abgeschaltet werden 
müssen, die jünger als 35 Jahre sind. Details werden in diesem Positionsapier 
nicht spezifiziert. 

 

Erkelenzer Appell - Zukunft statt Braunkohle (2016) 

Der Erkelenzer Appel ist ein kurzer (4 seitiger) Forderungskatalog zum Kohleaus-
stieg der durch das Aktionsbündnis "Zukunft statt Braunkohle" initiiert und von ver-
schiedensten (regional-) Verbänden, Umweltorganisationen aber etwa auch kirchli-
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chen Institutionen im September 2016 unterschrieben wurde. Gefordert wird im We-
sentlichen (BUND 2016): 

n Bis 2025 mindestens die Hälfte der Kohlekraftwerksleistung vom Netz 
zu nehmen, und 

n keine neuen Tagebaue mehr aufzuschließen 
 

Fahrplan Kohleausstieg - Fraktionsbeschluss B90 / Die Grünen (2017) 

Der Beschluss der Bundestagsfraktion von Bündnis 90 / die Grünen vom 13.01.2017 
basiert auf dem Positionspapier der Grünen vom August 2016. Der "Grüne Fahrplan 
Kohleausstieg" erhebt zehn Forderungen zum Kohleausstieg, die Eckpunkte und vor 
allem auch ein politisches Verfahren zum Kohleausstieg skizzieren ("Dialog starten", 
"Kommission Kohleausstieg einsetzen", "Strukturwandel gestalten" etc.). Das Positi-
onspapier bezieht sich auf das 1,5° Ziel und das deutsche Klimaschutzziel 2020. Be-
züglich eines Zeitplans und der Umsetzung des Kohleausstiegs sind folgende Forde-
rungen besonders relevant (BÜNDNIS 90 2017): 

n Ein Ende der Kohleverstromung innerhalb der nächsten 20 Jahre (also 
bis 2037) wird vorgeschlagen und mit folgenden spezifischen Forderungen un-
termauert: 

n Keine neuen Tagebaue 
n Die 20 schmutzigsten Kohlekraftwerksblöcke sollen sofort vom Netz 

genommen werden. Welche dies sind, wird nur exemplarisch ausgeführt. 
Als zentrales Umsetzungsinstrument wird vorgeschlagen, CO2-Budgets für fossile 
Kraftwerke einzuführen (s. auch Diskussion der Instrumente in Kapitel 5). Darüber 
hinaus wird für den europäischen Emissionshandel (ETS) gefordert, die durch den 
Kohleausstieg frei werdende Zertifikate vom Markt zu nehmen und generell einen 
Mindestpreis im ETS einzuführen.  

 

Unternehmenserklärung zur Diskussion um einen Kohlekonsens - Stiftung 2° 
(2016) 

"Transformation ambitioniert, verlässlich und planbar gestalten" ist der Titel der 
von der 2° Stiftung initiierten und von verschiedenen großen Unternehmen der deut-
schen Wirtschaft unterschriebenen Unternehmenserklärung zum Kohleausstieg 
(Stiftung 2° 2016). Die Erklärung unterstreicht die Verantwortung von Unternehmen 
bei der Umsetzung der Klimaziele von Paris. Sie enthält zwar kein explizites Aus-
stiegsdatum, stellt aber spezifische Forderungen für einen Kohleausstiegsprozess : 

n Sie fordert von der Politik, sich am oberen Rand des Zielkorridors der deutschen 
Klimapolitik (95% THG Reduktion bis 2050) zu orientieren aber zugleich 
Planungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit für die Wirtschaft zu gewährleisten. 

n Betont wird besonders die Notwendigkeit eines "gestaltenden Dialogs über 
einen Kohlekonsens", um für Unternehmen Investitionssicherheit zu schaffen. 

n Gefordert wird außerdem eine "Weiterentwicklung des europäischen Emissions-
handels", um "Anreize für klimafreundliche Investitionen zu setzen." 
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Tabelle 1:  Überblick über Positionspapiere, die quantitative Ziele zum Kohleausstieg benennen 

 

4.2 Klimapolitische Studien 
Es wurden drei zentrale Studien analysiert, die darauf abzielen, Zeithorizonte für ei-
nen Kohleausstieg in Deutschland und Europa direkt aus den Klimazielen von Paris 
abzuleiten. Dabei gibt es grundsätzliche methodische Schwierigkeiten: einerseits hat 
eine solche Ableitung immer auch eine normative Komponente (Was ist gerecht - 
wer soll wie schnell Emissionen reduzieren?) und andererseits ist die Verteilung auf 
die verschiedenen Sektoren kontrovers diskutierbar (Wo wären Emissionsminderun-
gen am schnellsten / kostengünstigsten umsetzbar?). Trotz dieser Einschränkungen 
zeigen die jeweiligen Studien sehr deutlich die Notwendigkeit auf, im Stromsektor 
massiv und schnell die Emissionen zu reduzieren. In Abhängigkeit der unterschiedli-
chen Annahmen der Studien werden aus den Klimazielen von Paris Zeithorizonte für 
einen vollständigen Kohleausstieg in Deutschland abgeleitet, die zwischen 2025 und 
2035 liegen: 

n Was bedeutet das Pariser Abkommen für den Klimaschutz in 
Deutschland? - Greenpeace (2016) 
Die vom New Climate Institute erstellte Studie analysiert die Anforderun-
gen für eine Anpassung der deutschen Klimaschutzziele, wenn das 1,5° 
Ziel eingehalten werden soll (IPCC Szenarien mit 50% Wahrscheinlich-
keit). Das global zur Verfügung stehende Emissionsbudget wird kostenop-
timiert verteilt - Emissionen sollen dort reduziert werden, wo dies am bil-
ligsten ist. Aus dem resultierenden Emissionsbudget für Deutschland wird 
abgeleitet, dass die Emissionen aus der Energienutzung (alle Sektoren) be-
reits 2035 Null erreichen müssen, als Zieljahr für einen vollständigen Aus-
stieg aus der Kohle wird 2025 ausgewiesen. (Greenpeace 2016) 

n A Stress Test for Coal in Europe under the Paris Agreement - 
Climate Analytics (2017) 
Ausgegangen wird von einem globalen Emissionsszenario, das zu 
85% das 2° Ziel erreicht und zu 50% sogar unter 1,5° Erwärmung 
bleibt. Das abgeleitete Emissionsbudget wird kostenoptimiert auf die 
Länder verteilt. Hieraus werden Zeithorizonte für einen Kohleausstieg der 
EU Staaten und einzelner Mitgliedsländer abgeleitet. Danach müssten ca. 
dreiviertel der europäischen Kohlekraftwerke bis 2025 abgeschaltet wer-
den, die restlichen bis 2030. Einige europäische Länder haben bereits 
Kohleausstiegspläne (England, Frankreich, Finnland) und planen ihre 
Kraftwerke bereits vor 2030 abzuschalten. Somit würden Deutschland und 
Polen in den von (Climate Analytics 2017) entwickelten Szenarien zu den 

Institutionen und Jahr Zieljahr für Kohleausstieg Grundlage  

BUND 2014 2030 Positionspapier 

"Zukunft statt Braunkohle“  
2016 

50% der Kohlekraftwerkskapazitäten 
soll bis maximal 2025 stillgelegt sein 

Positionspapier 

Bündnis 90 / Die Grünen 2017 2037 (20 Jahre) Positionspapier 
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letzten Ländern der EU gehören, die ihre Kohlkraftwerke abschalten 
müssten.  

n Kohleausstieg 2035, vom Ziel her denken - WWF (2017) 
Die vom Öko-Institut und Prognos erstellte Studie leitet aus dem 2° Ziel 
ein Emissionsbudget für den deutschen Stromsektor von 4 bis 4,2 Gt CO2 
bis 2050 ab. Annahmen sind eine globale pro-Kopf Gleichverteilung der 
Emissionen nach 2015 und eine sektorale Aufteilung wie 2015. Diese Stu-
die untersucht weiterhin die Energiewirtschaftliche Umsetzung im Detail 
(s.u.). Das abgeleitete Zieljahr für einen vollständigen Kohleausstieg ist 
2035. (WWF 2017) 

 

 

Tabelle 2:  Klimapolitische Szenarien - Zieljahre für Kohleausstieg in Deutschland basierend auf 
Wahrscheinlichkeiten innerhalb des 1,5° bzw. 2° Ziels zu bleiben. 

 

4.3 Energiewirtschaftliche Studien 
 

Elf Eckpunkte für einen Kohlekonsens - Agora Energiewende (2016) 

Im Januar 2016 hat die Agora Energiewende ihre "Elf Eckpunkte für einen Kohle-
konsens veröffentlicht und damit einen wichtigen Impuls in der Kohleausstiegsde-
batte gegeben - eine Reihe weiterer Studien beziehen sich auf die dargestellten Eck-
punkte bzw. das vorgeschlagene Ausstiegsszenario. Das Papier enthält einen präg-
nant formulierten Forderungskatalog (elf Eckpunkte), wie ein Kohleausstieg in 
Deutschland zu gestalten sei, unter anderem (Agora 2016): 

n Ausstieg aus Kohleverstromung bis 2040 
n Forderungen zum Prozess: Runder Tisch und gesetzlich geregelter Aus-

stieg 
n Ein spezifischer Abschaltplan für die deutschen Braun- und Steinkohlekraft-

werke 
n Empfehlungen für die Gestaltung des Kohleausstiegs in den Braunkohle-

regionen. Darin ist die Forderung nach ein Strukturwandelfonds zur finanziellen 
Absicherung des Strukturwandels in den Braunkohleregionen enthalten. 

n Forderungen bezüglich einer Industriepolitik, die den Kohleausstieg unter-
stützt und nach einer Stärkung des europäischen Emissionshandels 
(durch Kohleausstieg frei werdende CO2-Zertifikate stilllegen). 

Institutionen und Jahr Zieljahr für 
Kohleausstieg 

Grundlage: Globale Emissionsbudgets, abgeleitet 
aus Szenario mit x% Wahrscheinlichkeit und 1,5° 

oder 2° Ziel zu bleiben 

Greenpeace 2016 2025 50% unter 1,5° Ziel  

Climate Analytics 2016 2030 
85% unter 2° Ziel  

und gleichzeitig 50% unter 1,5° Ziel  

WWF 2017 2035 66% unter 2° Ziel 
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Das Eckpunktepapier basiert auf umfangreichen energiewirtschaftlichen Hinter-
grundanalysen. Es wurden drei Kohleausstiegsszenarien (2035, 2040, 2045) und ein 
Referenzszenario modelliert. Nach diesen Rechnungen wäre nur ein Kohleausstieg 
bis 2040 (oder früher) geeignet, um die deutschen Klimaziele zu erreichen.  

 

Abbildung 7: Kohleausstiegsplan bis 2040 vorgeschlagen im elf Eckpunktepapier der Agora  
Quelle: (Agora 2016 S 35) 

 

Kohleausstieg 2035, vom Ziel her denken - WWF (2017) 

Die vom Öko Institut und Prognos erstellte und im Januar 2017 veröffentlichte Stu-
die leitet nicht nur ein Emissionsbudget für den Stromsektor ab (s. klimapolitische 
Studien oben), sie entwickelt auch einen detaillierten Kohleausstiegspfad und analy-
siert dessen energiewirtschaftliche Umsetzung (WWF 2017): 

n Ausgangspunkt ist das 2° Ziel. Hieraus wird ein Emissionsbudget für 
Deutschland und spezifisch den deutschen Stromsektor abgeleitet (s.o.). 

n Es werden mehrere Szenarien für einen Kohleausstieg entwickelt - mit Zieljahren 
für den vollständigen Ausstieg zwischen 2025 und 2050. Dabei zeigt sich, dass ein 
Ausstieg aus Kohleverstromung bis 2035 sowohl innerhalb der klimapolit-
schen Anforderungen bliebe als auch aus energiewirtschaftlicher Sicht mit ver-
tretbarem Aufwand umsetzbar wäre. 

n Ein früherer Kohleausstieg (vor 2035) würde zur Notwendigkeit führen, zu-
sätzliche Gaskraftwerke zu bauen, um die Versorgungsicherheit zu gewähr-
leisten, was zu hohen Kosten führen würde. 

 

 

Kraftwerks-Stilllegungen zur Emissionsreduzierung und Flexibilisierung des 
deutschen Kraftwerksparks - IZES, Klinski (2015) 

Ausgangspunkt der bereits 2015 erschienenen Studie ist die Frage, wie die Klimaziele 
2020 noch eingehalten werden können (izes 2015). Vor dem Hintergrund einer er-
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warteten "Deckungslücke" (durch zu hohen Emissionen in diversen Sektoren), wer-
den drei Szenarien entwickelt, diese Lücke durch Stilllegungen von Kohlekraftwer-
ken auszugleichen. 

n Die Deckungslücke 2020 kann durch vorzeitige Stilllegung von Kohle-
kraftwerken kompensiert werden, ohne die Versorgungssicherheit zu gefähr-
den.  

n Das Szenario, das auf die Minderungsziele optimiert wurde (40 % Minderungs-
ziels bis 2020 und von 55 % bis 2030 gegenüber 1990), weist bereits große Ähn-
lichkeiten zu dem Szenario auf, das einen Kohleausstieg bis 2040 abbildet.   

n Die Studie analysiert Aspekte der Versorgunssicherheit, Kosten und rechtlichen 
Machbarkeit eines Kohleausstiegs (s. Kapitel 5 und 7) 

 

Klimaschutz im Stromsektor 2030 - Öko Institut, BET, Klinski (2017) 

Ausgangspunkt der Studie (Öko-Institut 2017) sind die Sektorziele des Klimaschutz-
plans 2050 mit dem spezifischen Zie,l im Stromsektor die Emissionen bis 2030 um 
50% zu reduzieren (gegenüber 2014).  

n Um dieses Ziel zu erreichen, muss die Stromerzeugung aus Braun- und 
Steinkohlekraftwerken bis 2030 um mehr als 50% reduziert werden. 
Wegen absehbarer Stilllegungen alter Anlagen ist davon auszugehen, dass die 
Emissionen der Kohlekraftwerke bis 2030 ohnehin um 40% zurückgehen (Refe-
renzszenario). Um die Ziele des Klimaschutzplans 2050 zu erreichen, müssten zu-
sätzlich bis 2030 nur die Kohlekraftwerke stillgelegt werden, die vor 1990 errich-
tet wurden. 

n Die Studie macht Aussagen zu erwarteten Kosten (2€ / MWh - s. Kapitel 7) und 
den möglichen Instrumenten, mit denen ein Kohleausstieg umgesetzt werden 
kann (s. Kapitel 5). Außerdem werden Optionen der Braunkohleabbau analysiert. 
Vor diesem Hintergrund wird das Instrument des Kapazitätsmangements für 
Kohlekraftwerke aus strukturpolitischer Sicht als am geeignetsten angesehen, um 
eine Reduktion der Kohlekraftwerkskapazitäten herbei zu führen.  

 

 

Tabelle 3:  Energiewirtschaftliche Studien, mit Zielen für einen Kohleausstieg, die sowohl als klima-
politisch zielführend, als auch energiewirtschaftlich umsetzbar eingestuft werden. 

 

 

Institutionen und Jahr Zieljahr für Kohleausstieg Grundlage  

WWF 2017 2035 Strommarktmodell    

Agora 2016 2040  Strommarktmodell  

IZES 2015 2040 Strommarktmodell  

Öko Institut 2017 Kapazitätsreduktion Kohlekraftwerke 
um 55 - 60% bis 2030 (Ref. 2014) Strommarktmodell  
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Zukünftige Entwicklung des Stromverbrauchs 

Die analysierten energiewirtschaftlichen Studien enthalten Szenarien, in denen die 
Entwicklung des Stromverbrauchs in Deutschland ein wichtiger Parameter ist. Dabei 
gehen die verschiedenen Klimaschutzszenarien z.T. von sehr unterschiedlichen Ent-
wicklungen des zukünftigen Stromverbrauchs aus (vgl. auch Abbildung 3). Im Rah-
men einer Diskussion zum Kohleausstieg halten wir zwei Aspekte für besonders her-
vorhebenswert: 

n Sektorkopplung: Elektromobilität und Wärmepumpen 
Viele Klimaschutzszenarien gingen bisher davon aus, dass der Gesamtstromver-
brauch konstant bleiben wird oder sogar dezent fallen kann. Steigende Bedürfnis-
se können durch Energieeffizienz ausgeglichen werden. Manche neuere Energie-
szenarien gehen jedoch mittel- bis langfristig (2030 - 2030) von einem massiven 
Anstieg des Stromverbrauchs aus (WWF 2017). Ein wichtiger Grund hierfür ist die 
Annahme, dass Sektoren, die bisher andere Energieträger verwendet haben, in 
Zukunft auch vorwiegend Strom als Energiequelle nutzen werden (Stichwort "Sek-
torkopplung", s. etwa Grünbuch Energieeffizienz (BMWi 2016)). Dies gilt z.B. für 
die Nutzung von Wärmepumpen zur Bereitstellung von Wärme für Haushalte und 
Industrie. Insbesondere wenn man davon ausgeht, dass sich im Verkehrssektor 
die Elektromobilität durchsetzen wird, ist von einem starken Anstieg des Gesamt-
stromverbrauchs auszugehen. Damit durch den Wechsel zur Elektromobilität 
auch wirklich CO2 Emissionen reduziert werden können, ist es notwendig, den 
Strommix entsprechend schnell zu dekarbonisieren. Ein Kohleausstieg müsste al-
so bereits weitgehend vollzogen sein, bevor der Gesamtstromverbrauch durch 
Elektromobilität, Wärmepumpen etc. wieder ansteigt. 

n Effizienz- und Suffizienzpolitiken 
Das Ersetzen von Kohlekraftwerkskapazitäten durch Erneuerbare hat nicht nur 
ökonomische Implikationen, sondern wird zunehmend auch mit steigendem Res-
sourceneinsatz und Flächenverbrauch einhergehen. Um hier Interessenskonflikte 
zwischen lokalem Naturschutz und globalem Klimaschutz zu minimieren, ist es 
notwendig, den Gesamtstromverbrauch möglichst gering zu halten. Vor diesem 
Hintergrund muss betont werden, dass es in Deutschland große, ungenutzt Effizi-
enzpotenziale gibt (Ringel u. a. 2016). Darüber hinaus zeigen Analysen von Ener-
gieszenarien generell, dass Energiesparpotenziale durch Suffizienz3 und Lebens-
stiländerungen kaum abgebildet werden (Samadi u. a. 2016).  

Zusammenfassend scheint es daher für eine erfolgreiche Umsetzung eines frühzeiti-
gen Kohleausstiegs notwendig, dass dieser durch gezielte Effizienz- und Suffizienzpo-
litiken begleitet werden muss. 

–––– 
3  Der Begriff der Effizienz ist darüber definiert, das Gleiche mit weniger Aufwand zu erreichen. Im Gegensatz dazu geht das 

Konzept der Suffizienz von einem geringeren Verbrauch insgesamt oder Nutzungsänderungen aus (zu möglichen Definitio-
nen von Suffizienz s.a. xxx). Dabei muss es sich nicht um einen nachteiligen Verzicht handeln (Beispiel: Wenn ich schlafe, 
mache ich in der Küche das Licht aus.) Häufig wird das Konzept der Suffizienz mit einem Wandel von Lebensstilen verbun-
den. Dennoch kann Suffizienz auch durch politische Rahmensetzung herbeigeführt. Viele denkbare Suffizienzpolitiken wer-
den bereits diskutiert (obwohl sie oft nicht so genannt werden) (Linz 2015). Viele Gestaltungsansätze können Beiträge zur 
Energiesuffizienz leisten, auch wenn sie eigentlich wegen anderer Vorteile eingeführt wurden (z.B. Fußgängerzonen). 
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5 Instrumente für den Kohleausstieg  
 

Welche Instrumente wären geeignet, einen Kohleausstieg politisch umzusetzen? 

 

Eine zentrale Frage für die Umsetzung eines möglichen Kohleausstiegs ist, wie dieser 
politisch/rechtlich implementiert werden kann. Dabei ist es denkbar, dass eine Art 
Kohlekonsens zwischen Regierung und wichtigen Stakeholdern verhandelt wird - 
analog zum Atomausstieg. Die im Klimaschutzplan 2050 angekündigte Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Regionalentwicklung“ könnte hierfür ein Forum 
sein.  

 

Abbildung 8: Übersicht möglicher Instrumente für einen Ausstieg aus der Kohleverstromung (vgl. izes 
2015 S. 141). 

Alternativ oder flankierend könnte ein Kohleausstieg aber auch durch eine Vielzahl 
von ordnungspolitischen Maßnahmen, Anreiz- bzw. Sanktionsmechanismen umge-
setzt werden. Im Rahmen des Projekts „Kraftwerks-Stilllegungen zur Emissionsredu-
zierung und Flexibilisierung des deutschen Kraftwerksparks: Möglichkeiten und 
Auswirkungen“ (izes 2015) wurde ein juristischer Analyseteil angegliedert, welcher 
den verfassungs- und europarechtlichen Rahmen für nationale Rechtsinstrumente 
zum Ausstieg aus der Kohleverstromung umfassend analysiert hat. Diese Analyse 
wurde von Prof. Dr. jur. Stefan Klinski (Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin 

Welche Instrumente kommen für einen Ausstieg aus der Kohleverstromung in Betracht? 

Direkte Steuerung Indirekte Steuerung 
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/ HWR) erstellt und umfasst eine Systematisierung der unterschiedlichen Instru-
mente. 

Das Gutachten unterscheidet direkt oder indirekt ansetzende Instrumente sowie 
sonstige Fallgestaltungen. Direkt ansetzende Instrumente operieren sachbezogen, 
etwa durch anlagenbezogene emissionsschutzrechtliche oder energierechtliche Steu-
erungsmöglichkeiten, indirekt ansetzende Instrumente basieren auf finanziellen An-
reizen, z.B. durch Steuern oder nicht-steuerliche Abgaben.  

Direkte Steuerung 

n Rechtliche Anforderungen: Dies sind nachträgliche Anforderungen, die ab be-
stimmten Zeitpunkten von bestehenden Kraftwerken/Anlagen eingehalten wer-
den müssen, z.B. bezogen auf CO2-Emissionen (Emissionsgrenzwerte), Energieef-
fizienz oder Einsatzflexibilität. Vorgaben mit Bezug auf Energieeffizienz und an 
eine flexible Fahrweise sind nach dem Rechtsgutachten ohne weiteres zulässig. 
Unsicherheiten bestehen demgegenüber bei direkten anlagenbezogenen CO2-
Grenzwerten, u.a. weil das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) seit 2004 
eine Anpassungsklausel an den Emissionshandel enthält, die zum Ausdruck 
bringt, dass es solche Werte nicht geben wird (vgl. izes 2015 S. 155). 

n Planartige Steuerung: Dieses Instrumentenbündel kann für einzelne Kraftwer-
ke/Anlagen geltende mengen- und/oder zeitbezogene Festlegungen (u.U. mit 
Tausch/Handelskomponente) umfassen: Restlaufzeiten/Abschaltdaten, Rest-
strommengen oder zeitlich begrenzte Strombudgets, Restemissionsmengen oder 
zeitlich begrenzte Emissionsbudgets. Das Rechtsgutachten schätzt diese energie-
rechtlichen Regelungen als verfassungs- und EU- rechtlich unproblematisch ein 
und präzisiert, dass grundsätzlich keine Entschädigungen nötig seien. Dies gilt 
auch bei anlagenbezogenen Emissionsbudgets, wenn sie als Mittel des langfristi-
gen energiepolitischen Umbaus eingesetzt werden. Jedoch besteht dabei ein etwas 
höheres rechtliches Risiko wegen der Nähe zu Emissionsgrenzwerten (vgl. izes 
2015 S. 155–156). 

n Kontingentierung: In diesen Bereich fallen solche Instrumente, die in ihrer Art ei-
ne Festlegung auf bestimmte Gruppen von Kraftwerken (z.B. auf fossile Kraftwer-
ke, Kohlekraftwerke oder einen Teil der Kohlekraftwerke) gerichtet sind und 
mengen- und/oder zeitbezogene Begrenzungen umfassen. Kontingentregelungen 
sind ähnlich wie die planartige Steuerung, im Verhältnis zu ihr jedoch weniger 
eingriffsintensiv, da sie den betroffenen Unternehmen die Möglichkeit geben, un-
ter sich auszuhandeln, wer welche Anteile der jeweils zur Verfügung stehenden 
Kontingente in Anspruch nehmen kann. Aus verfassungs- und EU-rechtlicher 
Sicht sind auch die Kontingentregelungen nach Auffassung des Rechtsgutachtens 
unproblematisch (vgl. izes 2015 S. 157). 

Sonstige Fallgestaltung:  

n Verbote oder Zulassungsbeschränkungen für kohlebetriebene Neuanlagen sind 
grundsätzlich zulässig. Zulässig sind ebenfalls Anforderungen an Energieeffizienz 
und flexible Fahrweise von neuen Kohlekraftwerken (vgl. izes 2015 S. 154). 
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n Zuweisung von bestimmten Kraftwerken zu einer strategischen Reserve: Dieses 
Instrument nimmt eine Sonderstellung ein, da das IZES-Gutachten in diesem 
Modell einen möglichen Eingriff in das Eigentumsgrundrecht sieht, da den Eigen-
tümern ihre Verfügungsbefugnis entzogen würde, um die Kraftwerkskapazitäten 
einer öffentlichen Aufgabe zuzuführen. Für die Eigentumsentschädigung sind un-
terschiedliche Modelle vorstellbar, z.B. eine einmalige Geldleistung, ein Entgelt 
für die Bereitstellung der Kapazitäten und der Verzicht auf die Entschädigung 
(vgl. izes 2015 S. 158).  

Indirekte Steuerung 

n Steuern, Sonderabgaben, sonstige finanzielle Pflichten: In diesen Instrumenten-
bereich fallen neue Steuern (z.B. CO2-Steuer, Emissionszertifikatesteuer). Nach 
dem IZES-Gutachten sind diese neuen Steuerarten dem Gesetzgeber jedoch nicht 
erlaubt (vgl. izes 2015 S. 158). Keine rechtlichen Bedenken bestehen hingegen bei 
Änderungen an bestehenden Steuern (z.B. Energiesteuer, Stromsteuer). Diese In-
strumente seien kostengünstig, wirksam und kämen einem „CO2-Mindestpreis“ 
nahe (vgl. ebd. S. 159). Die Einführung einer neuen nichtsteuerlichen Abgabe in 
Form einer Sonderabgabe empfehle sich nicht. Die Entgeltpflicht unter Privaten – 
bei der keine staatlichen Einnahmen generiert werden – sei demgegenüber mög-
lich. Der Gutachter zieht hier das Instrument einer Energiewende-Umlage in Er-
wägung, durch die private Kraftwerksbetreiber zur Finanzierung des Gemein-
wohlziels der Energiewende herangezogen würden (vgl. ebd. S. 159). 

 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass ein beschleunigter Ausstieg aus 
der Kohleverstromung grundsätzlich durch europa- und verfassungsrechtlich robus-
te Instrumente umgesetzt werden könnte.  

In den von uns analysierten Studien präferiert nur eine Minderheit das Instrumenta-
rium der „indirekten Steuerung“ durch Steuern und Abgaben (vgl. DIW 2015; ewi 
2016). Diese Empfehlung wird vor allem mit ökonomischen Argumenten begründet. 
Die Präferenz des überwiegenden Teiles von Positionspapieren und Studien liegt 
hingegen auf den Instrumenten der planartigen Steuerung oder der Kontingentie-
rung (vgl. Agora 2016; BUND 2014; Enervis 2016; WWF 2017; Öko-Institut 
2017)Diese scheinbar eingriffsintensiven Instrumente („Kohleausstiegspläne“) um-
fassen Abschaltdaten und Restlaufzeiten, Restmengenbegrenzungen sowie insgesamt 
auf Strommengen bezogene Regelungen und emissionsbezogene Regelungen für 
Einzelkraftwerke bzw. für Gruppen von Kraftwerken. Kohleausstiegspläne bergen 
nach der IZES-Studie nur relativ geringe verfassungs- und EU-rechtliche Risiken, sie 
lassen sich darüber hinaus gut auf die lokalen und regionalen Bedingungen zu-
schneiden und erlauben, flankierende Maßnahmen zur Bewältigung von sozio-
ökonomischen Folgeproblemen zu ergreifen (vgl. izes 2015 S. 97f.). So ist es im Rah-
men eines Ausstiegsplans auch möglich, verschiedenste Kriterien mit zu berücksich-
tigen, wie etwa eine überregionale Verteilungsgerechtigkeit bei der Abschaltung von 
Kraftwerken in den deutschen Braunkohlerevieren. Schließlich sind solche Aus-
stiegspläne gut kombinierbar mit dem eingangs erwähnten möglichen politischen 
Aushandlungsprozess zu einem „Kohlekonsens“. 
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6 Kohleausstieg und europäisches Emissionshandelssystem 
 

Sinken durch einen deutschen Kohleausstieg die europäischen CO2 - Emissionen? 

 

Um die Optionen für einen möglichen Kohleausstieg in Deutschland aus klimapoliti-
scher Sicht bewerten zu können, ist es notwendig, kurz den Zusammenhang zum eu-
ropäischen Emissionshandelssystem zu skizzieren.  

Im Rahmen des Europäischen Emissionshandelssystems (ETS - "emissions trading 
system") werden insbesondere der Elektrizitätswirtschaft Emissionsrechte zugewie-
sen. Dies bedeutet: 

n Das ETS legt auf EU-Ebene Obergrenzen für Emissionen aus der Stromprodukti-
on fest. 

n Nationale Klimaschutzmaßnahmen im Stromsektor führen also nicht notwendi-
gerweise zu direkten Emissionsreduktionen - prinzipiell können andere Markt-
teilnehmer nicht gebrauchte Emissionsrechte kaufen. Klimaschutzmaßnahmen in 
einem Land könnten durch Mehremissionen in anderen Ländern kompensiert 
werden. 

n Zunächst scheint es also naheliegend zu sein, dass ein Kohleausstieg in Deutsch-
land zwar national zu Emissionsminderungen führen würde,  die europäischen 
Emissionen jedoch davon unberührt wären. Diese wären allein durch die Vorga-
ben des EU-ETS bestimmt . 

 

Von den untersuchten Dokumenten nehmen vier Studien und zwei Positionspapiere 
explizit Bezug auf den europäischen Emissionshandel. Sie vertreten folgende Argu-
mentationen: 

n Vor dem oben genannten Hintergrund fordert (Agora 2016), dass sich die Bun-
desregierung im Rahmen eines Kohleausstiegs für eine Stilllegung frei werdender 
CO2-Zertifikate einsetzen sollte. Auch der Fraktionsbeschluß der Grünen (BÜND-
NIS 90 2017) und das von der Stiftung 2° initiierte Positionspapier (Stiftung 2° 
2016) fordern eine Stärkung des Europäischen Emissionshandels. 

n ewi (2016) geht davon aus, dass aufgrund von Kompensationseffekten im EU-ETS 
ein nationaler Kohleausstieg Deutschlands europaweit keine CO2-Emissionen re-
duzieren würde. Dies wird aber generell postuliert und in der Studie nicht analy-
siert (Gegenstand der Studie ist eine Referenzkostenabschätzung eines Kohleaus-
stiegs). 

n WWF (2017 S. 105 f) argumentiert, dass ein nationaler Kohleausstieg Deutsch-
lands  zu Emissionsminderungen führen würde. Es werden hierfür folgende Ar-
gumente gebracht (vereinfacht): 
n Da aktuell ein Überschuss von > 2 Mrd. Emissionsrechten besteht, erfolgen 

Emissionen / Nichtemissionen offensichtlich nicht wegen einer Knappheit von 
Zertifikaten. Im Umkehrschluss würden Emissionsminderungen zwar zu wei-
teren Emissionsrechten im Markt führen – da für sie aber kein Bedarf besteht, 
würden sie nicht ausgeschöpft. Dies gilt mindestens kurzfristig bis 2020. 



Kurzstudie Kohleausstieg Kohleausstieg und europäisches Emissionshandelssystem 

 

Wuppertal Institut | 23 

n Mittelfristig (2020 - 2030) würden überschüssige Emissionsrechte durch den 
Lademechanismus der Marktstabilitätsreserve (MSR) aus dem Markt genom-
men. 

n Langfristig müssten diese Zertifikate gelöscht werden, um dauerhafte Emissi-
onsreduktionen zu gewährleisten. Noch ist dies in der MSR nicht vorgesehen. 
(WWF 2017) geht davon aus, dass dies in Zukunft politisch umsetzbar und vor 
dem Hintergrund des Paris Abkommens auch wahrscheinlich ist.  

n Die Szenarioanalyse (Öko-Institut 2017) kommt zu dem Schluss, dass die europäi-
sche Minderungswirkung eines deutschen Kohleausstiegs geringer wäre als die in 
Deutschland vermiedenen Emissionen. Dabei zeigen sich Unterschiede in Abhän-
gigkeit der verwendeten Maßnahmen, mit denen ein solcher Kohleausstieg im-
plementiert würde. Die Einführung eines deutschen CO2-Preises (etwa in Form 
einer erhöhten Energiesteuer) würde zu geringeren Emissionsminderungen auf 
europäischer Ebene führen als ein gezieltes Abschalten (Kapazitätsmanagement) 
von Braun- und Steinkohlekraftwerken. 

 

Insgesamt ist es naheliegend, dass beim derzeitigen Stand des EU-ETS (Überschuss 
an Emissionszertifikaten, Marktstabilitätsreserve) ein nationaler Kohleausstieg kurz- 
bis mittelfristig zu Emissionsreduktionen in Europa und somit auch global führen 
würde – wenngleich vielleicht nicht im vollem Umfang der in Deutschland damit er-
zielten Emissionsreduktionen.4  

Zur langfristigen Absicherung der erzielten Emissionsreduktionen ist es notwendig, 
eine entsprechende Menge an Emissionszertifikaten aus dem EU ETS zu löschen. 
Hier scheint es plausibel, dass ein deutscher Kohleausstieg politische Optionen er-
öffnet, um zu ambitionierten Klimazielen in Europa zu gelangen bzw. um den euro-
päischen Emissionshandel klimapolitisch zu schärfen (etwa durch eine Stilllegung 
der Überschusszertifikate in der MSR). Vereinfacht gesagt hätte die deutsche Regie-
rung ein zusätzliches Argument, um weniger ambitionierte EU-Mitgliedsstaaten zu 
einer Zustimmung zu weitreichenderen Zielen und Minderungsmaßnahmen zu be-
wegen.  

Dies geht konform mit dem in Paris beschlossenem dynamischen Klimaschutzme-
chanismus: alle fünf Jahre müssen neue Klimaschutzziele (NDCs) vorgelegt oder die 
bestehenden überarbeitet werden. Dabei wurde verankert, dass das Ambitionsniveau 
bei jeder Überarbeitung steigen muss und Staaten nicht hinter einmal gemachten 
Zielen zurückfallen dürfen. Auch hier werden die Staaten insgesamt eher geneigt 
sein, ambitioniertere Klimaziele einzugehen, wenn es Beispiele gibt, die zeigen, wie 
Klimaschutz erfolgreich umgesetzt werden kann. 

–––– 
4   Scheinbar paradoxer Weise, könnte ein deutscher Kohleausstieg auch dazu führen, dass die Kohlenstoffpreise kurzfristig 

sogar steigen. Denn schon jetzt ist der Kohlenstoffpreis wegen des vorhandenen Überschusses an Zertifikaten kein Indikator 
der aktuellen Knappheit an Zertifikaten, sondern spiegelt lediglich die Erwartungen der europäischen Industrie zum zukünfti-
gen Ambitionsniveau des Europäischen Klimaschutzes wieder. Geht man davon aus, dass ein erfolgreicher beschleunigter 
Kohleausstieg in Deutschland die Erwartungen dahingehend verändert, dass auch auf europäischer Ebene mittel- und lang-
fristig die Ambition der Klimaschutzziele über das bereits erwartete Maß hinaus erhöht wird, könnte der Kohlenstoffpreis 
kurzfristig sogar steigen. Entscheidend dabei ist, welcher Effekt überwiegt, der statische Überschusseffekt oder der dynami-
sche Erwartungseffekt des deutschen Kohleausstiegs. 
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7 Ökonomische und strukturpolitische Betrachtung des 
Kohleausstiegs 

 

Welche ökonomischen Auswirkungen hätte ein Kohleausstieg? 

 

7.1 Makroökonomische Perspektive 
Eine tiefergehende makroökonomische Bewertung des Kohleausstiegs übersteigt den 
Rahmen dieser Studie. Auch wird in vorhandenen Studien explizit darauf hingewie-
sen, dass hier noch Forschungsbedarf besteht, um Systemkosten des Kohleausstiegs 
seriös quantifizieren zu könnten (WWF 2017). Daher werden hier insbesondere zwei 
Aspekte kurz beleuchtet. 

 

Auswirkung auf Strompreise und Systemkosten 

Es ist offensichtlich und sofort plausibel, das die Substitution von alten, abgeschrie-
benen Kraftwerken durch neue Kraftwerke in der Regel zumindest kurzfristig zu hö-
heren Kosten führen wird. Dies würde auch gelten, wenn Kohlekraftwerke durch an-
dere fossile oder nukleare Kraftwerke ersetzt würden. Dies gilt aber insbesondere 
auch durch eine Substitution mit erneuerbaren Energien. Die langfristige Kosten-
entwicklung hängt von den Energieträgerpreisen ab. Aufgrund unterschiedlicher 
Annahmen kommen die verschiedenen Studien zu unterschiedlichen Abschätzungen 
der Mehrkosten und makroökonomischen Auswirkung. So schätzt (r2b / HWWI 
2014) den Anstieg des Großhandelsstrompreise in 2020 auf 7€/MWh. In Abhängig-
keit der gewählten Instrumente erwartet (Öko-Institut 2017) einen Preisanstieg von 
2€/MWh. Eine ähnliche Größenordnung erwartet auch (enervis 2016). In (WWF 
2017) werden Mehrkosten für unterschiedliche Ausstiegstempi modelliert, die in 
2025 zwischen 3 und 10€/MWh liegen. Bezogen auf Stromkosten für Haushalte geht 
(Pao-Yu 2016) von einer zusätzlichen Belastung in Höhe von 1 bis 2 % aus. 

Die höheren Kosten eines Kohleausstiegs resultieren im Wesentlichen aus der Not-
wendigkeit des intensivierten Zubaus von erneuerbaren Energien. Für ambitionierte 
(schnelle) Kohleausstiegspläne sind ggf. Kosten für weitere Maßnahmen zur Gewähr-
leistung der Versorgungssicherheit enthalten, wie etwa der Bau zusätzlicher Gas-
kraftwerke. 

 

Geringere Kosten durch alternative Maßnahmen zur Emissionsminderung? 

Ein Kohleausstieg kann zumindest kurz- bis mittelfristig zu höheren Stromkosten 
führen. Daher stellt sich die Frage, ob nicht durch andere Maßnahmen Emissions-
minderungen zu niedrigeren Kosten erreicht werden könnten. Es ist anzunehmen, 
dass zumindest im Energieeffizienzbereich Maßnahmen mit deutlich geringeren Kos-
ten, ggf. sogar positiven wirtschaftlichen Effekten möglich sind. Die zentrale Frage 
wäre, mit welchen Instrumenten und in welchen Zeiträumen entsprechend große 
Emissionsminderungen zu erzielen sind.  
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Auch hier ist im begrenzten Umfang dieser Kurzstudie keine eingehende Bewertung 
von alternativen Maßnahmen zur Emissionsminderung möglich. An dieser Stelle soll 
lediglich auf einen Ansatz eingegangen werden, der in der Diskussion um den Kohle-
ausstieg recht prominent auftaucht: Wäre es nicht effizienter, die Emissionsrechte im 
ETS zu reduzieren und es dem Markt zu überlassen, die günstigste Lösung für die 
notwendigen Emissionsreduktionen zu finden? Nach Abschätzungen von (ewi 2016) 
wären die Kostenvorteile dieses Ansatzes erheblich.  

Aus ökonomietheoretischer Sicht wäre der Ansatz, die Emissionsrechte zu reduzie-
ren, sicherlich optimal. Angesichts der aktuellen politischen Situation ist eine Redu-
zierung der Emissionsrechte im ETS kurzfristig jedoch nicht realistisch (s.a Kap. 6). 
Die aktuellen Ratsentscheidungen zum ETS vom 28 Februar 2017 erhöhen zwar die 
klimapolitische Ambition des Instrumentes etwas (Quelle CAN), insgesamt ist es po-
litisch aber nicht zu erwarten, dass sich die Europäischen Staaten kurzfristig darauf 
einigen könnten, auch nur die erhebliche Anzahl überschüssiger Emissionsrechte 
vom Markt zu nehmen.  

Diese Einschätzung stellt jedoch keinesfalls in Frage, dass Instrumente, die eine am-
bitionierte Bepreisung von CO2 Emissionen etablieren können (Emissionshandels-
syteme, CO2 Steuern etc.) geeignet sein können, um eine gesamtwirtschaftliche Leit-
wirkung für den Klimaschutz zu übernehmen und effiziente Minderungspotenziale 
zu heben. Vor dem Hintergrund der aktuellen politischen Situation in Europa schei-
nen sie jedoch nicht geeignet, kurzfristig einen Kohleausstieg oder alternative Emis-
sionsminderungen in adäquater Höhe auf europäischer Ebene zu befördern. 

 

7.2 Arbeitsplatzeffekte  
Ein wichtiger Aspekt eines Kohleausstiegs ist die Frage, wie viele Arbeitsplätze in den 
Kohlekraftwerken und in der (Braun-)kohleförderung heute vorhanden sind und wie 
viele Arbeitsplätze durch einen Kohleausstieg verloren gehen würden.  

 

Sozialverträgliche Ausgestaltung eines Kohlekonsens - Ver.di (2016) 

Ein zentrales Dokument in dieser Frage ist das Gutachten von enervis, das im Sep-
tember 2016 im Auftrag von Ver.di angefertigt wurde. Das Gutachten analysiert 
energiewirtschaftliche Annahmen und Modellierungen sowie vor allem Arbeitsplatz-
effekte und potentielle Sozialplankosten im Bereich der Kohlekraftwerke. Nicht be-
trachtet werden Arbeitsplatzeffekte in der Kohleförderung. 

n Es werden drei Energieszenarien modelliert: Das Referenz- und das Koh-
le(ausstiegs)konsens-Szenario aus (Agora 2016) sowie ein weiteres "Retrofit" Sze-
nario, dass im Wesentlichen davon ausgeht, dass Steinkohlekraftwerke eine Le-
bensdauer von 50 Jahren bzw. Braunkohlekraftwerke von 60 Jahren haben. 

n Für diese Szenarien werden Stromentstehungskosten modelliert, mit dem Ergeb-
nis, dass die Strompreise generell steigen. Durch einen Kohleausstieg steigen die 
Großhandelspreise schneller als in der Referenz. Der Gesamteffekt wird jedoch 
als "moderat" bewertet. 
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n Die Anzahl der Beschäftigten in den Kohlekraftwerken (Braun- und Stein-
kohle) wird mit knapp 15.000 abgeschätzt. Zum Vergleich: Beschäftigte in der 
Elektrizitätsversorgung insgesamt werden mit knapp 200.000 angegeben. 

n Für die unterschiedlichen Szenarien wird die Beschäftigungsentwicklung 
modelliert: Dabei zeigt sich, dass bereits im Retrofit-Szenario mehr Arbeitsplätze 
verloren gehen, als Beschäftigte altersbedingt ausscheiden In den "Agora"-
Szenarien sinken die Beschäftigungszahlen deutlich schneller ab. 

n Auf Grundlage dieser Beschäftigungsentwicklung errechnet ver.di eine obere Ab-
schätzung für Sozialplankosten auf Grundlage des Durchschnittsgehaltes von 
Angestellten in Kohlekraftwerken mal Personenjahren im Sozialplan. Die Sozial-
plankosten werden mit 160 - 400 Mio. € pro Jahr beziffert. Verglichen mit den zu 
erwartenden Erlösen aus dem Emissionshandel (ETS) sind diese Kosten gering. 
Ver.di schlägt daher vor, einen Sozialplan für den Kohleausstieg aus dem ETS zu 
finanzieren. 

 

Aus unserer Sicht können zwei Aspekte in diesem Gutachten kritisch betrachtet wer-
den:  

n Grundsätzlich ist es zwar möglich, dass Kohlekraftwerke mit den entsprechenden 
Retrofitmaßnahmen 50 bis 60 Jahre Lebensdauer erreichen - vor dem Hinter-
grund des deutschen energie- und klimapolitischen Rahmens ist dies jedoch als 
völlig unangemessenes Szenario einzustufen, mit dem (wie in der Studie selbst 
erwähnt wird) die Klimaziele Deutschlands verfehlt werden. Um die (direkten) 
Arbeitsplatzverluste eines (beschleunigten) Kohleausstiegs seriös zu quantifizie-
ren, ist die Differenz zwischen den beiden Agora Szenarien (Referenz- und Kon-
sensszenario, s. S.9) weitaus plausibler als die Differenz zu einem als politisch un-
realistisch einzustufenden "Retrofit" Szenario. Hiermit würde man sich an der un-
teren Grenze mit Sozialplankosten von 160 Mio. € pro Jahr bewegen.  

n Ob die Sozialplankosten pro Kopf eine realistische Größe darstellen, kann an die-
ser Stelle nicht geprüft werden. Wichtig ist es aber festzuhalten, dass das Gutach-
ten Bruttoarbeitsplatzverluste ausweist - also keine Betrachtungen anstellt, wie 
viele Arbeitsplätze an anderer Stelle im Bereich von Erneuerbaren Energien oder 
flexibel regelbaren Gaskraftwerken entstehen. Andererseits wird nur auf direkte 
Arbeitsplätze eingegangen, also nicht auf Vorketten (solch indirekte Arbeitsplätze 
werden häufig in derselben Größenordnung wie direkte Arbeitsplätze angenom-
men). 

In der Pressemitteilung zur Veröffentlichung des Gutachtens schließt ver.di aus den 
Untersuchungsergebnissen: "Ein sozialverträglicher Kohleausstieg ist machbar und 
finanzierbar!" (Ver.di 2016). Aufgrund der oben genannten Kritikpunkte ließe sich 
ableiten, dass die sozialen Kosten eines Kohleausstiegs, die von der Allgemeinheit ge-
tragen werden müssten, deutlich kleiner sein könnten, als im Gutachten abgeschätzt. 
Allerdings bestehen erhebliche Unsicherheiten bezüglich der gesamtökonomischen 
Wirkung. 
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7.3 Regionale & strukturpolitische Gestaltungsoptionen 
Aktuell sind in deutschen Kohlekraftwerken ca. 15.000 Personen beschäftigt (enervis 
2016), im Stein- und Braunkohlebergbau sind es ca. 21.000 Arbeitsplätze (Statistik 
der Kohlenwirtschaft e.V. 2017). Abbildung 9 verdeutlicht den dramatischen Rück-
gang der Beschäftigungszahlen in den letzten 60 Jahren. 1957 war die Spitze mit ca. 
750.000 Beschäftigten im Kohlebergbau (Stein und Braunkohle, BRD und DDR) er-
reicht. Seitdem sind die Arbeitsplätze in der Steinkohle (vor allem im Ruhrgebiet) 
kontinuierlich gefallen - vor allem durch effizientere Abbaumethoden, Energieträ-
gerwechsel (Gas, Öl, Nuklear) und steigende Anteile von Importkohle. In der Ent-
wicklung der Braunkohle spiegelt sich vor allem der industrielle Zusammenbruch 
Ostdeutschlands nach der Wende wider. Dieser historische Rückgang der Beschäftig-
ten in der Kohle erfolgte also nicht aus klimapolitischen Gründen, sondern auf 
Grund technischer und wirtschaftlicher Entwicklungen. 

 

Abbildung 9: Entwicklung der Arbeitsplätze in Stein- und Braunkohleförderung in Deutschland seit 1956 
(eigene Berechnungen auf Grundlage der Statistik der Kohlenwirtschaft e.V. 2016a, 2016b und 
2017)  

 

Aus diesen Arbeitsplatzzahlen könnte man schließen, dass der in den nächsten Jahr-
zehnten bevorstehende, durch die Klimapolitik induzierte Wandel klein ist gegen-
über dem Strukturwandel der Kohlewirtschaft der letzten 60 Jahre. Mit Blick auf die 
gesamtwirtschaftliche Leistung Deutschlands und die sich ergebenden Arbeitsplatz-
potenziale der Energiewende (DLR u. a. 2016, DIW u. a. 2015, DIW 2014) mag diese 
Sicht berechtigt sein. Sie darf aber nicht darüber hinweg täuschen, dass die Heraus-
forderungen für die betroffenen Regionen groß sind. Das Ruhrgebiet leidet nach wie 
vor stark unter den Folgen des Strukturwandels. Und gerade für eine Region wie die 
Lausitz stellen die verbliebenen Arbeitsplätze in der Braunkohle eine wichtige öko-
nomische Basis dar, für die betroffenen Kommunen eine bedeutende Steuereinah-
mequelle.  

Aus diesem Grund erheben viele der untersuchten Dokumente die Forderung, dass 
der durch den Kohleausstieg bedingte Strukturwandel vor allem in den Braunkohle-
regionen strukturpolitisch unterstützt werden muss. Sowohl zur Abschätzung des 
Aufwandes einer solchen Unterstützung als auch zu seiner konkreten Umsetzung 
gibt es bisher nur wenige konkrete Analysen. Wichtig scheint uns an dieser Stelle je-
doch die Unterscheidung zwischen einer rein nachsorgenden Perspektive, wie sie in 
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(enervis 2016) mit dem Vorschlag eines Sozialpools für die von Arbeitslosigkeit be-
drohten Beschäftigten zum Ausdruck kommt - und Vorschlägen, die Regionen in der 
Bewältigung des Strukturwandels zu unterstützen. In einer vergleichenden Studie 
zur Lausitz und dem Rheinischen Revier (WI 2016) leiten wir die Notwendigkeit ei-
ner proaktiven Strukturpolitik ab: Statt nachsorgend Löcher zu flicken, sollte Struk-
turpolitik die Regionen darin unterstützen, langfristige wirtschaftliche Perspektiven 
jenseits der Kohle aufzubauen. Hierzu zählen Instrumente wie Innovations- und 
Wirtschaftsförderung, der Ausbau nachhaltiger Infrastrukturen (z.B. IT oder 
Bahntrassen), gezielte Neuausrichtung der Forschung, Aus- und Weiterbildungsan-
gebote in den Regionen. In den zentralen Regionen, die von einem Kohleausstieg be-
sonders betroffen wären - Rheinisches Revier, Lausitz und Ruhrgebiet - liegen be-
reits umfangreiche Erfahrungen im Management des Strukturwandels vor. Auf diese 
Erfahrungen sollte aufgebaut werden, um den weiteren Prozess des Strukturwandels 
durch einen Kohleausstieg proaktiv zu unterstützen. 
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8  Fazit 
Die deutschen Braun- und Steinkohlekraftwerke produzieren 40% des deutschen 
Stroms, sind aber für 80% der Treibhausgasemissionen in diesem Sektor verantwort-
lich. Ein sukzessiver Ausstieg aus der Kohleverstromung kann daher einen entschei-
denden Beitrag leisten, die deutschen Klimaziele zu erreichen und den Pfad zur Ein-
haltung der Klimaziele von Paris offen zu halten. 

Vor diesem Hintergrund hat sich in den letzten Jahren in Deutschland eine Debatte 
um einen möglichen nationalen Kohleausstieg entsponnen. Dieses Papier skizziert 
wichtige Eckpunkte dieser Debatte, basierend auf einer Analyse zentraler Positions-
papiere und wissenschaftlicher Studien. Zentrale Ergebnisse dieser Meta-Analyse 
sind: 

 

Kohleausstieg – eine Frage des wann, nicht des ob 

Alle analysierten Szenarien, die mit den Klimaschutzzielen konsistent sind, gehen 
davon aus, dass der Anteil von Braun- und Steinkohle im deutschen Strommix in den 
nächsten Jahrzehnten massiv sinken wird. Bereits existierende Politiken und In-
strumente (wie etwa dass EEG oder der europäische Emissionshandel), werden dazu 
führen, dass Kohlekraftwerke langfristig aus dem Markt gedrängt werden.  

n Der politisch geprägte Begriff des "Kohleausstiegs" bezieht sich also auf einen be-
schleunigten Kohleausstieg bzw. auf einen vollständigen Kohleausstieg bis zu ei-
nem bestimmten Datum. Seine Notwendigkeit wird in Positionspapieren und 
Studien damit begründet, dass mit den bisher etablierten Politiken der Anteil des 
Kohlestroms nicht schnell genug absinkt, um die Klimaziele zu einzuhalten.  

 

 

 

Ableitungen aus den Klimazielen von Paris 

Es gibt eine Reihe von Studien, die versuchen, direkt aus den Klimazielen von Paris 
(die globale Erwärmung weit unter 2°C zu halten und Anstrengungen zu unterneh-
men, sie auf 1,5°C zu begrenzen) Zeithorizonte für einen Kohleausstieg in Deutsch-
land und Europa abzuleiten (WWF 2017, Greenpeace 2016, Climate Analytics 2017). 
Dabei gibt es grundsätzliche methodische Unsicherheiten: einerseits hat eine solche 
Ableitung immer auch eine normative Komponente (Was ist gerecht - wer soll wie 
schnell Emissionen reduzieren?) und andererseits ist die Verteilung auf die verschie-
denen Sektoren kontrovers diskutierbar (Wo wären Emissionsminderungen am 
schnellsten / kostengünstigsten umsetzbar?). Trotz dieser Einschränkungen zeigen 

Institutionen und Jahr Zieljahr für Kohleausstieg Grundlage  

BUND 2014 2030 Positionspapier 

"Zukunft statt Braunkohle“  
2016 

50% der Kohlekraftwerkskapazitäten 
soll bis maximal 2025 stillgelegt sein 

Positionspapier 

Bündnis 90 / Die Grünen 2017 2037 (20 Jahre) Positionspapier 



Kurzstudie Kohleausstieg Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie 

 

30 | Wuppertal Institut 

die jeweiligen Studien die Notwendigkeit auf, im Stromsektor massiv und schnell die 
Emissionen zu reduzieren.  

n In Abhängigkeit der unterschiedlichen Annahmen der Studien werden aus den 
Klimazielen von Paris Zeithorizonte für einen vollständigen Kohleausstieg in 
Deutschland abgeleitet, die zwischen 2025 und 2035 liegen.  

 

 
 

Energiewirtschaftliche und -technische Machbarkeit 

Eine Reihe von Studien analysieren mit Hilfe von z.T. sehr aufwändigen Modellie-
rungen, wie ein beschleunigter Kohleausstieg in Deutschland umsetzbar wäre. Hier 
werden konkrete Szenarien mit möglichen Ausstiegspfaden entwickelt. Teilweise 
werden Abschaltzeitpunkte für jedes einzelne Kohlekraftwerk in Deutschland abge-
leitet und Konsequenzen hinsichtlich Kosten und Netzstabilität analysiert. Ohne auf 
die Details dieser Modellierungen einzugehen, lässt sich aus diesen Studien ableiten: 

n Ein Kohleausstieg im Zeitraum 2035 bis 2040 ist energiewirtschaftlich machbar, 
ohne die Versorgungssicherheit zu gefährden. 

n Ein schnellerer Kohleausstieg würde ggf. zu höheren Kosten führen, weil z.B. zu-
sätzliche (Gas-)Kraftwerke zur Absicherung der Spitzenlasten gebaut werden 
müssten, die sich ggf. nicht amortisieren, wenn man davon ausgeht, dass der 
Stromsektor langfristig (nahezu) vollständig dekarbonisiert werden muss. 

n Für die erfolgreiche Umsetzung eines frühzeitigen Kohleausstiegs wird es not-
wendig sein, den Gesamtstromverbrauch durch Effizienz- und Suffizienzpolitiken 
zu minimieren. 

 

 
 

Institutionen und Jahr Zieljahr für 
Kohleausstieg 

Grundlage: Globale Emissionsbudgets, abgeleitet 
aus Szenario mit x% Wahrscheinlichkeit und 1,5° 

oder 2° Ziel zu bleiben 

Greenpeace 2016 2025 50% unter 1,5° Ziel  

Climate Analytics 2016 2030 
85% unter 2° Ziel  

und gleichzeitig 50% unter 1,5° Ziel  

WWF 2017 2035 66% unter 2° Ziel 

Institutionen und Jahr Zieljahr für Kohleausstieg Grundlage  

WWF 2017 2035 Strommarktmodell    

Agora 2016 2040  Strommarktmodell  

IZES 2015 2040 Strommarktmodell  

Öko Institut 2017 Kapazitätsreduktion Kohlekraftwerke 
um 55 - 60% bis 2030 (Ref. 2014) Strommarktmodell  
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Forschungsbedarf zu möglichen makroökonomischen Auswirkungen  

Die Studien, die Aussagen zur ökonomischen Wirkung eines Kohleausstiegs machen, 
weisen eine Bandbreite von zusätzlichen Stromkosten aus. Dabei variieren die zu er-
wartenden Kosten in Abhängigkeit des Tempos des Kohleausstiegs, der gewählten 
politischen Instrumente sowie grundlegenden Szenarioannahmen. Größer noch als 
die Varianz dieser Kosten scheint die Bandbreite der Einschätzungen zu sein, welche 
gesamtwirtschaftlichen Folgen eine solche Kostenerhöhung hätte (etwa Arbeitsplatz-
effekte).  

n Hier besteht aus unserer Sicht weiterer Forschungsbedarf auf nationaler Ebene, 
gerade wenn negative Auswirkungen mit möglichen positiven Wirkungen (Ar-
beitsplätze in erneuerbaren Energien, Innovationsanreize für die Industrie insge-
samt) verglichen werden sollen, bevor seriöse Aussagen zur makroökonomischen 
Gesamtwirkung eines Kohleausstiegs gemacht werden können. 

 

Instrumente des Kohleausstiegs 

Es gibt eine Reihe von Instrumenten, mit deren Hilfe ein Kohleausstieg in Deutsch-
land umgesetzt werden könnte.  

n Viele Studien und Stellungnahmen schlagen eine Kombination aus konsensorien-
tierten Diskursen mit zentralen Stakeholdern und eine Untermauerung mit einem 
Abschaltplan vor. Der Vorteil einer solchen Steuerung wäre es, dass soziale, regio-
nale und wirtschaftliche Verteilungsfragen in einen ausgewogenen Abschaltplan 
einfließen könnten.  

n Es gäbe auch eine Reihe möglicher Instrumente, die eine Flexibilisierung des Pro-
zesses erlauben. Allerdings wird eine Umsetzung eines Kohleausstiegs allein über 
höhere CO2-Preise (etwa im Rahmen des Emissionshandels) überwiegend als un-
geeignet eingestuft. 

 

Netto-Emissionsreduktionen durch einen nationalen Kohleausstieg 

Eine grundlegende Kritik am Ansatz eines deutschen Kohleausstiegs ist die Argu-
mentation, dass dadurch zwar in Deutschland Emissionen gemindert - in Europa 
wegen des EU-Emissionshandelssystems (ETS) in anderen Ländern entsprechend 
mehr Emissionsrechte zur Verfügung stehen würden. Das Gegenargument hierzu ist, 
dass vor dem Hintergrund des aktuellen riesigen Überschusses an Emissionsrechten 
ein deutscher Kohleausstieg kurz- bis mittelfristig sehr wohl zu einer Nettoreduzie-
rung der Emissionen in der EU führen würde (die Menge der realen Emissionen ist 
offensichtlich nicht durch die verfügbaren Emissionsrechte bestimmt). Langfristig 
müssten aber die durch einen deutschen Kohleausstieg eingesparten Emissionsrech-
te aus dem ETS herausgenommen werden.  

n Ein deutscher Kohleausstieg kann ein wichtiger Meilenstein sein, um die notwen-
digen europäischen Mehrheiten zu sichern, die für eine solche Entscheidung not-
wendig sind. 
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Strukturpolitische Herausforderungen des Kohleausstiegs 

Wie oben bereits angedeutet, würde ein beschleunigter Kohleausstieg sowohl positi-
ve als auch negative ökonomische Wirkungen in Deutschland haben. Unabhängig 
von der volkswirtschaftlichen Auswirkung ist jedoch klar, dass bestimmte Branchen 
und Regionen mit stärkeren Herausforderungen bzw. unmittelbar negativen Auswir-
kungen konfrontiert sind. Hierzu gehören u.a. die Regionen der Braunkohleförde-
rung, die durch einen beschleunigten Kohleausstieg wirtschaftliche Einbußen erlei-
den würden. Für eine breite politische Akzeptanz des Kohleausstiegs scheint es gebo-
ten, diese Regionen im Prozess des Kohleausstiegs zu unterstützen. Dies sollte durch 
eine vorsorgende, proaktive Strukturpolitik geschehen - und nicht durch ein Kitten 
der Scherben. 

n Um eine solche proaktive Strukturpolitik betreiben zu können, wird in den unter-
suchten Studien ein Finanzierungsinstrument (etwa Kohlefonds) vorgeschlagen, 
der national etwa durch Einnahmen aus dem ETS finanzierbar wäre. 

n Außerdem werden langfristig valide Kohleausstiegspläne gefordert, um den Regi-
onen Planungssicherheit zu geben, etwa um Infrastrukturen aufzubauen und  zu-
kunftsfähige Aus- und Weiterbildungsangebote zu entwickeln 
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